Bibliotheken – politische Perspektiven

Renner-Institut, 16.November 2007

KRIBIBI-Podiumsdiskussion mit Josef Broukal (Bereichssprecher für Wissenschaft im Parlamentsklub der SPÖ), Gerald Leitner (European Bureau of Library, Information an Documentation Associations), Michael Ludwig (Erwachsenenbildungskommission der SPÖ), Heike Merschitzka (Stadtbibliothek Linz), Christa Prets (Kultursprecherin der SPE-Fraktion im Europäischen Parlament), Maria Seißl (Universitätsbibliothek Wien)

Moderation: Christian Jahl (Büchereien Wien) 

Christian Jahl : Begrüßung und Vorstellung (Leiter der Hauptbücherei der Büchereien Wien und Koautor des SPÖ-Bibliotheksprogrammes Bibliotheksinitiative Österreich

 25 Jahre KRIBIBI  -  25 Jahre Engagement mit Versuchen, das österreichische Bibliothekswesen nach vorne zu bringen. Nur kurz einige der Themen: Europakonforme Ausbildung, Fachhochschule für Informationsberufe, Pauschalabgeltung der Bibliothekstantieme, Bibliotheksgesetz etc.

Dass es das Bibliotheksprogramm der SPÖ gibt, dass die Bibliotheken im Regierungsprogramm genannt werden, dass Ministerin Schmied bei Auftaktveranstaltung von „Österreich liest“ Bibliotheksgesetz als Vorhaben für die laufende Legislaturperiode genannt hat, ist ermutigend – so weit waren wir noch nie.

Vorstellung des Podiums: Entsprechend der österreichischen Besonderheit gibt es Zuständigkeit für Bibliotheken von verschiedenen Ministerien und  auch Trennung von öffentlichem und wissenschaftlichem Bibliothekswesen, daher haben wir am Podium sowohl von politischer als auch bibliothekarischer Seite VertreterInnen verschiedener Bereiche.

In alphabetischer Reihenfolge:

Josef Broukal ist parlamentarischer Bereichssprecher für Wissenschaft der SPÖ. Vor seiner politischen Karriere war er Lektor beim Molden Verlag, Moderator von ZiB 1 und ZiB 2, Moderator von Modern Times. Bei Joanneum Research hat er zur freien Nutzung ein Skriptum „Excel schneller, rascher, sicherer“ veröffentlicht und ist damit ein Vertreter des Open Access. 

Gerald Leitner war in seiner Frühzeit freier Journalist und Autor, ist u.a. Herausgeber des Buches „Über Österreich zu schreiben ist schwer“, das mit dem Bruno Kreisky-Preis für das politische Buch ausgezeichnet wurde. Geschäftsführer des Büchereiverbandes Österreichs und wurde heuer zum Vorsitzenden der europäischen Bibliotheksverbände EBLIDA gewählt. Er ist Mitverfasser des Bibliotheksprogrammes der SPÖ.

Michael Ludwig hat begonnen als pädagogischer Leiter einer Volkshochschule, wurde Landesstellenleiter des Renner-Instituts und Bildungssekretär der SPÖ Wien, seit 1995 Vorsitzender des Verbandes Wiener Volksbildung, war Mitglied des Bundesrates, Abgeordneter zum Wiener Landtag und Gemeinderat und wurde am 22.1.2007 zum amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung ernannt. Heute ist er als Vorsitzender der Erwachsenenbildungskommission der SPÖ hier.

Heike Merschitzka war/ist Bibliothekarin, Lehrbeauftragte an der Uni Linz, dann Fachbereichsleiterin für Information and Knowledge Management am Fachhochschulstudiengang für Informationsberufe in Eisenstadt und ist jetzt Abteilungsleiterin der Bibliotheken im Bereich Bildung der Linzer Stadtverwaltung und Leiterin der Stadtbibliothek im neu eröffneten Wissensturm, wo Volkshochschule und Bibliothek angebotsmäßig und organisatorisch miteinander verbunden sind.

Christa Prets (bitte zu entschuldigen, dass sie nur eine Stunde Zeit hat) war erste direkt gewählte Bürgermeisterin des Burgenlandes, Mitglied der burgenländischen Landesregierung, u.a. zuständig für Ressorts Kultur und Wissenschaft, seit Juni 1999 Abgeordnete zum Europäischen Parlament und seit Juli 2004 stellvertretende Delegationsleiterin der 

SP-Delegation, Mitglied in den Ausschüssen Rechte der Frauen und Gleichstellung der Geschlechter, Kultur und Bildung, Jugend, Medien, Sport und regionale Entwicklung.

Maria Seißl war Mitarbeiterin der Universitätsbibliothek Innsbruck, seit 2000 Mitarbeiterin der UB Wien, dort provisorische Leiterin ab 2003/2004, sehr engagiert im Verein FIB (Verein zur Förderung der Errichtung einer Fachhochschule für Informationsberufe), ab 2005 Leiterin des Bibliotheks- und Archivwesens der Universität Wien, erste Vizepräsidentin der VÖB, des Interessensverbandes der wissenschaftlichen BibliothekarInnen Österreichs.

Beginnen wir mit der Politikerrunde: Wann haben Sie zuletzt eine Bibliothek benutzt? Wann hatten Sie beruflich / politisch zuletzt mit dem Bibliothekswesen zu tun?

Christa Prets: Letzter Bibliotheksbesuch liegt noch nicht lange zurück – AK-Bibliothek in Pöttsching, wo ich mit Enkelkindern hingegangen bin, um Bücher zu holen. Ich selbst lese eher im Flugzeug, kaufe am Flughafen neu erschienene Literatur, das ersetzt Bibliotheksbesuch.

Beruflich ist es auch noch nicht lange her, wir haben im Frühjahr über die Europäische Digitale Bibliothek diskutiert, soll bis 2010 realisiert werden. Dringendst notwendig, dass wir uns digital vernetzen, dass wir mehr digitalisieren; wir haben viele Dinge, die den Reichtum des europäischen kulturellen Erbes ausmachen, aber es ist leichter in Sonntagsreden darüber zu sprechen als den Umgang mit diesem Reichtum zu praktizieren. Das hängt von vielen Komponenten ab: Unterschiedliche Gesetzeslagen in den Ländern, von den unterschiedlichen Infrastrukturen, von den finanziellen Mitteln, die überall zu gering sind (EU kann dazu nur ein Minimum beisteuern). Aber die EU soll den gemeinsamen Rahmen vorgeben und dabei stark die Autoren- und Verlagsrechte bei allem berücksichtigen, was wir ins Netz stellen. Was frei zugänglich ist, macht weniger Probleme; dort wo es wirklich um Rechte geht, müssen diese auch geschützt werden.

Josef Broukal: Es gibt eine große Bibliothek im Parlament, die ich ständig benütze, sozusagen Handbibliothek für den Abgeordneten, es gibt eine Bibliothek zu Hause, aber eine öffentliche Bibliothek habe ich schon länger nicht gesehen. Als Abgeordneter hat man ein Spesenkonto und von dem lässt sich Literatur kaufen, da leiste ich mir sogar gebundene Ausgaben. Würde ich nicht so viel kaufen, wäre ich sicher ein lästiger Kunde der Städtischen Bücherei in der Hütteldorfer Straße. In Österreich sind wir in nicht sehr gutem Zustand, in vielen Schulen keine Bibliotheken; wir hätten sehr viel zu tun bei Zuwandererkindern, Schulbibliotheken wären ganz wichtig. Ich habe mich auch erkundigt, was mit den vielen guten Vorschlägen, die Ihr gemacht habt, geschehen ist. Im Stress der Klassenschülerhöchstzahl und Neuer Mittelschule sind sie zu nicht viel gekommen; gegen Jahresende wird eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die sich um die im Regierungsprogramm festgelegten Verbesserungen kümmern soll. Solche Arbeitsgruppen kenne ich, da sitzen dann die schwarzen Beamten herum und es ist ihnen alles „wurscht“. Man muss aufpassen: Wenn man sich nicht auf die Hinterläufe stellt und sagt, ich will das Verfahren bestimmen, es wird über mein Konzept geredet und nicht über irgendwelche Unterlagen, die die Beamten seit 30 Jahren in Akten herumschleppen, wo man dann als Bittsteller dabeisitzen darf. Ihr habt ausgezeichnete Vorarbeit geleistet. Erwin Niederwieser hat mir erzählt, mit welchem Ernst und Engagement das betrieben wurde und das rechtfertigt eine bessere Position als die eines Experten, der auch einmal gehört wird. Jetzt muss man nachdenken, wie fädelt man es ein? Wichtig wäre, mit Erwin Niederwieser viel Kontakt zu haben, der der Meinung ist, dass man dem Ministerium nicht alles überlassen soll. Zuerst hat man übers Budget verhandelt – viele Kapitel des Regierungsprogrammes waren noch gar nicht geschrieben, stand schon fest, dass es kein Geld gibt.  Auch 2008 gibt es kein Geld, aber Ende Frühjahr 2008 wird das Budget 2009 verhandelt; da kann auch Euer Konzept materiell unterfüttert werden. Man muss um das Geld raufen: Ende des Jahres mit Hilfe Erwin Niederwiesers im Ministerium durchsetzen, um für 2009 Mittel zu bekommen, um das Konzept ansatzweise umzusetzen.

Christian Jahl: Praktischer Ansatz für uns; konsequent und lobbyistisch tätig waren wir ja schon seit 20 oder 30 Jahren, so nahe dran mittels Bibliotheksprogramm waren wir noch nie.

Dieselben zwei Einstiegsfragen auch Michael Ludwig.

Michael Ludwig: Als Politiker steht man unter Zeitdruck, sodass man eher zu Bücherkauf neigt. Auch ich verfüge über private Bibliothek, die ich immer wieder um neu gekaufte Bücher ergänze, aber es gibt trotzdem Literatur, die man nicht so leicht erwerben kann und für die es sich lohnt, in eine Bibliothek zu gehen. Ich war in der Bibliothek des Architekturzentrums, weil ich auch für mich überraschend Wohnbaustadtrat geworden bin und mich dann in die neue Materie eingelesen habe – so viele Bücher hätte ich gar nicht kaufen können. Habe dort einige Tage und viele Abende in der Bibliothek des Architekturzentrums verbracht, um mir einen Überblick über die gesamte Literatur dieses Bereiches zu verschaffen. Zweitens war ich in der Bibliothek des Österreichischen Volkshochschularchivs; dabei ist es darum gegangen, das Verhältnis Erwachsenenbildung und Universitäten ein bisschen historisch aufzuarbeiten; dort habe ich vor allem „graue Literatur“ (Broschüren etc) zu diesem Thema gesucht. Drittes Erlebnis: Als Wiener Bildungssekretär habe ich Exkursionsprogramm organisiert – eine der letzten Exkursionen, die ich begleitet habe, war in die Stadt- und Landesbibliothek im Rathaus, wo ich auch die von der Stadt Wien gekaufte Bibliothek von H.C.Artmann herzeigen konnte. Als Politiker hatte ich mit Bibliotheken bei der letzten Sitzung der Erwachenenbildungskommission zu tun; bin dort sehr stark flankiert von Bibliothekaren, von Geri Leitner, Christian Jahl, Heimo Gruber, die bei jeder Sitzung darauf drängen, dass auch Bibliothekare das entsprechende Gehör finden müssen. Beim Wahlprogramm der SPÖ waren wir bemüht, im Bildungsteil bei der Erwachsenenbildung auch die Bibliotheken unterzubringen. Wir haben dann auch die Bibliotheksinitiative unterstützt bei der Bundesbildungskonferenz und beim Parteitag der Wiener SPÖ; das klingt jetzt formalistisch, aber dahinter gestanden ist das Bemühen, Stimmung zu machen. Jetzt gilt es, die hohe Bereitschaft auch in Praxis und klingende Münze umzusetzen und ein Gesetz, das dafür sorgt. Parteiinterne Arbeit dafür sollten wir nicht beenden, bei der letzten Sitzung der Erwachsenenbildungskommission habe ich angeregt, dass wir eine Veranstaltung machen mit Ministerin Schmied im Renner-Institut über die Anliegen der Erwachsenenbildung und der Bibliotheken. Das kann gute Möglichkeit sein, etwas stärker in die Umsetzungsarbeit einzutreten, die sich auch im Parlamentsklub niederschlagen muss.

Christian Jahl: Diese Konferenz wird auch eine Möglichkeit sein, die Experten an die Beratungstische hineinzureklamieren, wie es Josef Broukal angeregt hat. Nun wende ich mich den Bibliothekarinnen und Bibliothekaren zu. Gerald Leitner, Du bist jetzt auch europäischer Bibliotheksfunktionär – wie ist es im internationalen Vergleich um das österreichische Bibliothekswesen bestellt und welcher Handlungsbedarf ergibt sich daraus?

Gerald Leitner: Es gibt in Europa im Bibliothekswesen ein starkes Nord-Süd-Gefälle. Traditionell sind skandinavische Länder führend, sowohl von den finanziellen Aufwendungen als auch den Leistungszahlen. In Österreich sind 14% der Bevölkerung eingeschriebene Bibliotheksnutzer, in Skandinavien sind das zwischen 60% und 80%. Wir schätzen uns sonst immer als Kulturstaat ein, beim Lesen schaut es nicht so gut aus, man weiß es auch seit PISA. Auch bei Ausgaben für Bibliothekswesen rangiert Österreich am unteren Rand. Warum ist das so? Hängt stark mit Traditionen zusammen, stark auf Vereinswesen basierend, in Österreich hat man es nicht geschafft, Übergang zu finden, was in den skandinavischen Ländern in den 20er Jahren der Fall war (Bibliotheksgesetze, Standards, Leistungsdefinition, Finanzierungsregelung), England hatte schon Mitte des 19.Jhdts. ein Bibliotheksgesetz. Ich schätze Europa allein schon deswegen, weil es Vergleichszahlen gebracht hat. Von 

27 EU-Staaten haben 18 ein Bibliotheksgesetz, Österreich nicht. Das heißt nicht, dass es allen Staaten ohne Gesetz schlecht geht, denn in den meisten Staaten gibt es politischen Willen, die Bibliotheken zu fördern. In Österreich habe ich noch keinen Willen gesehen, strukturell zu fördern. Ich bin sehr froh, dass es erstmals Initiative einer ernsthaften politischen Bewegung gibt, die sagt, das gehört verändert. Ich bin froh, dass das die Sozialdemokratie ist und es uns mit der Bibliotheksinitiative gelungen ist, den Finger auf die Wunde zu legen. Es gibt nicht einen Vater, das ist ein Mosaik und Lobbyarbeit, die betrieben wird. Es ist auch eine Absicht der BVÖ-Aktion „Österreich liest“, darauf hinzuweisen, dass es Bibliotheken gibt – wir haben eine Presse, wie wir sie noch nie gehabt haben; viele Journalisten gestehen ein, dass sie diesen Bereich zuvor noch gar nicht bemerkt haben. Ich stimme Broukal zu, dass wir Sache selbst in die Hand nehmen müssen, dass es aber gerade während der Ära Gehrer auch Beamte waren, die für uns gekämpft haben. Es ist nicht alles gelungen, siehe Schließung der Förderungsstellen. Was wir benötigen, ist weitere Unterstützung, damit wir auf europäisches Niveau kommen.

Christian Jahl: Maria Seißl – wie geht es in den Universitätsbibliotheken mit dem Universitätsgesetz 2002? Dort ist zwar einheitliche Ausbildung des Universitätspersonals geregelt, aber es sind keine Standards für UBs festgelegt. Sind diese dadurch nicht zu sehr den jeweiligen Rektoren ausgeliefert? Wo siehst Du Felder und Problemstellungen der wissenschaftlichen Bibliotheken und politischen Handlungsbedarf in Eurem Bereich?

Maria Seißl: UG 2002 nennt Bibliotheken nur indirekt,  Bibliothekspersonal bekommt Ausbildung, Unilehrgänge; wir sind froh, dass das im Gesetz aufgenommen ist, denn damit wird dokumentiert, dass hochqualifizierte MitarbeiterInnen gebraucht werden, die sich auch ständig einer Fortbildung unterziehen. Universitätsbibliotheken sind eine Stelle der Ausbildung, daneben gibt es die FH Eisenstadt, die Donauuni Krems und die bibliothekarischen Verbände betreiben ebenfalls Ausbildung, bzw. Fortbildung. IM UG 2002 ist nicht vorgesehen, dass es Unibibliothek zwingend geben muss (nur indirekter Hinweis, dass Diplomarbeiten und Dissertationen dort abzugeben sind), das ist großer Unterschied zu früherer Verankerung. Natürlich wünschen wir uns wieder Erwähnung im Universitätsgesetz. Schwierig, weil UG 2002 ein Rahmengesetz ist und sich Universitäten selbst die Strukturen geben können. Universitätsbibliotheken sind durchaus in der Lage, sich für gemeinsame Aufgaben Strukturen zu schaffen, wir sind stark vernetzt. Wir haben eine Konsortialstelle geschaffen, die ursprünglich von den Universitätsbibliotheken finanziert war, jetzt aber immer mehr Mitglieder aufnimmt, weil der Bedarf so stark ist. Die Universitätsbibliotheken brauchen verlässliche Maßzahlen und Leistungsindikatoren, statistisches Material, das genormt ist. Die österreichische Bibliotheksstatistik liegt etwas darnieder, es werden durch verschiedenste Stellen Zahlen erfasst – wie verlässlich diese sind, sei dahingestellt. Es gäbe ein Instrument, das gepflegt wird, das ist die deutsche Bibliotheksstatistik und wir haben uns gedacht, könnten wir nicht die Strukturen mitverwenden. Das kostet einen gewissen Anteil Geld und spätestens da wird es schwierig. Wo kommt das Geld her, denn es brauchen nicht nur die Universitätsbibliotheken eine solche Statistik, sondern das gesamte österreichische Bibliothekswesen. Ein anderes Beispiel sind die sogenannten Nationallizenzen. Die Deutsche Forschungsgesellschaft hat in großem Ausmaß elektronisches Material angeschafft und finanziert und dadurch erhält der Forschungsstandort Deutschland eine gewaltige Aufwertung und Österreich fällt dagegen sehr stark zurück. Das betrifft nicht nur die Universitäten, sondern auch andere Forschungsinstitutionen; dann wird es schwierig, denn es gibt keine Strukturen und keine zentralen Mittel, die man einsetzen könnte.

Christian Jahl: Heike Merschitzka ist in einer öffentlichen Bibliothek tätig; Bibliotheksgesetz ist schon erwähnt worden – wo siehst Du noch zusätzlich Handlungsbedarf auf der politischen Ebene?

Heike Merschitzka: Ein ganz wichtiger Punkt ist die Ausbildung; da haben wir noch ein Stück Weges zu gehen, um auf gemeinsamen Level der öffentlichen und wissenschaftlichen Bibliotheken zu kommen. Was in den öffentlichen Bibliotheken gerade im Hinblick auf die Kooperation mit den wissenschaftlichen Bibliotheken noch ansteht ist, dass wir uns mehr als das bisher der Fall ist, zusammentun – öffentliche Bibliotheken haben ja den Vorteil, dass sie - was der Name schon ausdrückt - mehr Öffentlichkeit haben. Der bereits besprochene Ansatz eines Bibliotheksindex ist eigentlich vom öffentlichen Büchereiwesen gekommen, die Bertelsmann Stiftung war da nicht unbeteiligt und finanziert da auch mit. Kompetente Personen haben sich Gedanken gemacht, welche Kennzahlen für Qualitätsmanagement es überhaupt geben könnte, wie man Dinge miteinander vergleichen könnte, wie man Kriterien findet, um Leistungen zu messen. Allerdings sollten Kennzahlen nicht dazu dienen, dass öffentliche Bibliotheken, die neuen Medien, die sie anschafft, durch Gebühren wieder hereinbringt. Aber Kennzahlen zu schaffen, um kommunizieren zu können, ist positiv.

Dass Politiker hier sitzen, zeigt von Interesse und ist erfreulich. Anlässlich der Eröffnung des Wissensturmes kommen viele Menschen in Bibliothek, die später nicht mehr kommen werden. Wir arbeiten nachhaltig und regelmäßig, nicht mit Events; aber bestimmte Veranstaltungen (ohne Feuerwerke und Brimborium) sind Möglichkeit, unsere Leistungen in den Mittelpunkt zu stellen – die nicht nur von den großen Bibliotheken geleistet werden, sondern auch von der zehnfachen Zahl an BibliothekarInnen, die in Österreich ehrenamtlich arbeiten.

Christian Jahl: Unsere tägliche Arbeit in großen Bibliotheken ist wichtig, weil wir dadurch zeigen können, was Bibliotheken leisten können. Man muss das auch sehen können.

Gerald Leitner: Österreichische Situation ist absolutes Unikum in Europa mit 10% hauptberuflichen und 90% ehrenamtlichen BibliothekarInnen. Das Problem, das wir haben ist das, dass die Politiker glauben, das sei normal. Die meisten Politiker haben keine Idee von einer funktionierenden Bibliothek. Darum bin ich dankbar, dass es die Neubauten in Wien, Linz, Salzburg gibt. Es ist kein Zufall, dass das sozialdemokratisch regierte Städte sind, weil die am ehesten eine Vorstellung haben von einem kommunalen, professionellen Bibliothekswesen. In Landespolitik ist das Verständnis in dieser Form nicht da, dort will man eher Ehrenamtlichkeit fördern und es wird das Problem bei einem Bibliotheksgesetz sein, die Quadratur des Kreises zu schaffen. Ich bin froh, dass wir mit Claudia Schmied eine Ministerin haben, die eine Vision hat: einer modernen Bibliothek, einer modernen Bildungslandschaft und dass zum ersten Mal nach zehnjähriger Aushungerung eine Vorwärtsbewegung zu spüren ist. Sie braucht aber genauso unsere Unterstützung und wir müssen diese Bilder erzeugen, die notwendig sind. Wir haben das auch durch verschiedene Aktionen versucht.

Christian Jahl: Abseits der drei genannten Städte haben auch unsere GenossInnen in Kommunen und Ländern vielfach nur das Bild ehrenamtlicher Bibliotheksarbeit im Kopf.

Gerald Leitner: Ehrenamtliche dürfen nicht Feigenblatt sein; es muss professionelle Dienste für die ehrenamtliche Tätigkeit geben.

Christian Jahl: Frage an Christ Prets und Gerald Leitner. Was gibt es – abgesehen von der digitalen Bibliothek – auf europäischer Ebene, um ein Bibliothekswesen zu fördern? Habt Ihr den Eindruck, dass österreichische BibliothekarInnen engagiert genug sind, um 

EU-Fördergelder abzuholen oder lässt man hier Gelder auf der Straße liegen?

Christa Prets: Es gibt nicht so viel zum Liegenlassen im Kulturbereich. Aus Sozial- und Strukturfonds  und Fonds zur Entwicklung des ländlichen Raums müssen Förderungen abgeholt werden. Man darf aber die Erwartungen nicht zu hoch ansetzen. Bildung und Weiterbildung ist Sache der Mitgliedsstaaten, EU kann nur Impulsgeber sein und bestimmte Projekte unterstützen. Prinzip der Freiwilligkeit und Ehrenamtlichkeit hat sich bei uns leider „festgefressen“, das ist in anderen Ländern weniger der Fall. Es ist wahrscheinlich sicher nicht möglich, das alles auf einmal umzustrukturieren, aber man muss einmal einen Ansatz finden. Dass man auf EU in der Art wie wir uns administrieren, nicht zählen kann, ist auch klar, das hängt mit der Subsidiarität jedes einzelnen Landes zusammen. Gemeinsam sollten wir aber trachten, dass wir für ProduzentInnen (KünstlerInnen, AutorInnen) Struktur finden, in der sie sich vermarkten können. Wie geht man mit Verwertungsgesellschaften um? Trend, dass Große die Kleinen aufsaugen und sich viele KünstlerInnen verloren vorkommen, weil Große immer eher auf Wirtschaftlichkeit als auf Inhalte ausgerichtet sein werden. Wer ist dann für das zuständig, das keinen großen Absatz hat? Damit setzt sich die EU schon auseinander, weil im Zeitalter der Digitalisierung der Zugang für alle gegeben sein sollte. Dazu bedarf es aber gemeinsamer Rahmenbestimmungen und da ist Widerstand der einzelnen Länder stark; da müssten nationale Gesetze viel stärker harmonisiert werden. Regelung von copyright, Verlagswesen, online-Musik: was heute produziert wird, ist morgen bereits Kulturgut und dem sind wir verpflichtet und da müssen wir uns stärker engagieren.

Christian Jahl: Danke für den Hinweis auf die Harmonisierung des Urheberrechtes. Frage an Leitner: Hast Du den Eindruck, dass sich die EU auf dem Weg zu einem bibliotheksfreundlichen Urheberrecht befindet? 

Gerald Leitner: Wunsch ist da von Bibliotheksseite, auch eine Regelung für Bibliotheken zu bekommen, wir versuchen ein „white paper“ unterzubringen, wir schätzen Chance aber gering ein. Es gibt vom Europarat eine Empfehlung für ein Bibliotheksgesetz in ganz Europa, hat freilich keine gesetzliche Wirkung. Was es aber von der EU ganz massiv gibt, ist die Festlegung von Rahmenbedingungen für die Arbeit der Bibliotheken per copyright. Das brachte eigentlich auch 1991 die Gründung meines Verbandes EBLIDA, des Dachverbandes der europäischen Bibliotheksverbände, um Lobbying für ein bibliotheksfreundliches copyright betreiben zu können. Es geht nicht nur um das Recht des copyright-Holders, sondern um das Recht der Gesellschaft, Zugang zu haben. Zwischen diesen beiden Polen gilt es einen Ausgleich zu schaffen. EU war immer sehr interessiert daran, die Urheberrechte zu stärken. 1992 copyright-Direktive, die das Vermiet- und Verleihrecht für die Bibliotheken festgesetzt hat; das erste Gesetz, das Österreich bereits vor dem EU-Beitritt beschlossen hat. Die Bibliotheken versuchen, für die Benutzer einen möglichst barrierefreien Zugang zu schaffen. Das ist unsere Aufgabe, z.B. Zugang zu Datenbanken zu schaffen, auch gegen das Interesse einer Musikindustrie. Ich habe den Eindruck, dass in letzter Zeit die Hindernisse für die Bibliotheken immer im letzten Moment ausgeräumt wurden; auch Maria Berger war da als EU-Abgeordnete sehr hilfreich und hat den Bibliotheksstandpunkt immer verstanden. Ich hoffe, dass wir gemeinsam diesen Weg weitergehen können.

Christa Prets: Ich denke, dass wir mit dem heutigen Abend unser Gespräch begonnen haben und sollten uns in Zukunft auch öfters zusammensetzen, um diese Dinge schon im Vorfeld zu besprechen. Deshalb freu’ ich mich, dass ich da war und wir uns persönlich kennengelernt haben. Es ist leider eine österreichische Besonderheit, mit Anliegen zu spät (z.B. drei Tage vor der Abstimmung) zu kommen. Wir müssen längerfristig arbeiten. 

Maria Seißl: Ein wichtiges Anliegen, das wir immer wieder ansprechen, ist der Mehrwertsteuersatz auf elektronische Medien. Da gibt es wieder einen Anlauf von LIBER (Dachverband der wissenschaftlichen Bibliotheken), der darauf hinweist, dass der Mehrwertsteuersatz auf elektronischen Medien in praktisch allen Ländern höher ist. Wenn dieser Mehrwertsteuersatz gesenkt werden könnte, wären die Bibliotheken weniger belastet.

Christa Prets: Vielleicht können wir die Punkte zusammenschreiben, die wir in Brüssel gemeinsam erledigen können. Schicken Sie mir diese bitte alle und ich werde mit dem Block marschieren.

(Christa Prets muss an dieser Stelle wegen eines nächsten Termins die Veranstaltung verlassen.)

Christian Jahl: Ich bedanke mich bei Christa Prets. Die Aufforderung, europaweit Lobbying zu betreiben, werden wir annehmen. Jetzt gehen wir auf die österreichische Ebene zurück. Es ist das Bibliotheksgesetz schon angeschnitten worden. Michael Ludwig: Wie siehst Du den Weg zum Bibliotheksgesetz? Wir können uns ja nicht darüber hinwegreden, dass es verfassungsmäßige Schwierigkeiten gibt – wie ist da die Strategie?

Michael Ludwig: Es gibt schon eine ganze Reihe guter Vorarbeiten, auch innerhalb unserer Fraktion, für das Bibliotheksgesetz. Der BVÖ hat vor der letzten Wahl alle parlamentarischen Klubs angeschrieben und um eine Stellungnahme zum Bibliothekswesen gebeten. Was die sozialdemokratische Fraktion zum Bibliothekswesen vorgeschlagen hat, lag meilenweit vor dem, was alle anderen Parteien von sich gegeben haben. Basis war natürlich die Bibliotheksinitiative Österreich, die einen entsprechenden Niederschlag in unserer Fraktion gefunden hat. Schwierigkeit wird jetzt sein, die Brücke zu schlagen zwischen dem, was wir theoretisch ausgearbeitet haben und praktisch umsetzen. Lobbyarbeit ist wichtig; Politiker sind bis zu einem gewissen Grad Opportunisten und reagieren auf Druck der Öffentlichkeit. Politik sollte Vorgaben geben, reagiert aber auch auf Stimmung der Bevölkerung. Wir sollten daher in dieses Wechselspiel eingreifen, auf der einen Seite in den politischen Institutionen, auf der anderen Seite in der öffentlichen Diskussion. Frage der Menschen mit Zugang und jener, die ihn nicht finden, spielt in der politischen Diskussion große Rolle – Erwachsenenbildungsinstitutionen und wissenschaftliche Institutionen sind da sehr gute Bündnispartner.

Christian Jahl: Verfassungsmäßig ist Bibliothekswesen eine ungeregelte Kompetenzmaterie – was muss da getan werden, damit wir etwas weiterbringen?

Michael Ludwig: Es gibt zur Zeit Diskussion über Verteilung der Gesetzesmaterie zwischen den gesetzgebenden Körperschaften, vor allem zwischen Bund und Ländern. Hier gibt es unterschiedliche Vorstellungen. Unsere Vorschläge sind immer in die Richtung gegangen, stärker bundeseinheitliche Regelungen zu treffen; die ÖVP hat das zum Teil anders gesehen, wollte eher landesgesetzliche Regelungen, davor haben wir gewarnt, weil das die Starken stärkt und dort, wo es jetzt schon wenig Infrastruktur gibt, dann kaum Unterstützung kommen wird. Zielrichtung der kritischen Bibliothekare, es muss bundesweit ein Bibliotheksgesetz geben, geht in die richtige Richtung. Diese Richtung wird auch von anderen Organisationen der Erwachsenenbildung geteilt, dort gibt es ähnliche Diskussion, wo die Ehrenamtlichkeit in Bildungswerken und Volkshochschulen mancher Bundesländer sehr stark ausgeprägt ist. In großen Städten und dort, wo die Arbeiterkammer etwas macht, passiert sehr viel, aber sonst gibt es oft sehr dünne Bereiche und deshalb muss es auch in der Diskussion um die verfassungsrechtliche Stellung sehr stark in die Richtung bundeseinheitliches Gesetz gehen.

Christian Jahl: Am Anfang ist schon die starke Trennung zwischen öffentlichem und wissenschaftlichem Bibliothekswesen in Österreich festgestellt worden – meine Frage jetzt an die Podiumsrunde: Macht es Sinn, die Materie Bibliothekswesen unabhängig von der Art der Bibliothek in einem Gesetz zu regeln und einem Ministerium zuzuordnen?

Josef Broukal: Ist es denkbar, dass ein österreichischer Rektor sagt: „Ich verkaufe meine Bücher“? Gewisse Dinge müssen nicht in einem Gesetz stehen, sie bestehen in der Realität. Die Frage bei den wissenschaftlichen Bibliotheken ist eher die, bei den ständig steigenden Preisen die Bibliotheken a jour zu halten. Bei den Universitätsbibliotheken reicht ja das Geld nicht mehr, um den Reichtum an Journalliteratur nach wie vor zu gewährleisten. Was hilft das, wenn ich ein Gesetz habe, in dem steht, die Unibibliotheken sind ausreichend mit Geld zu versorgen? Im UG steht auch nicht, dass Universitäten Hörsäle und Mensen haben sollen, es gehört einfach dazu, das versteht sich.

Maria Seißl: Zwischen Mensen und Bibliotheken gibt es schon einen kleinen Unterschied.

Josef Broukal: Ich würde mich eher pragmatisch darauf konzentrieren, um einen Wirbel zu machen und die Öffentlichkeit zu informieren, wie sehr die Unibibliotheken in den letzten Jahren von den steigenden Preisen z.B. bei Journalen gelitten haben und dass sie nicht mehr wie früher imstande sind, die Studierenden mit neuester wissenschaftlicher Literatur bekanntzumachen. Das wäre das wirkliche Thema und nicht die Frage ob wir im Gesetz stehen oder nicht. Der Kampf um bessere Dotierung ist zugleich die Antwort auf die Frage, ob wir im Gesetz stehen sollen. Wissenschaft atomisiert sich immer mehr, Preise der Journale steigen ins absurde, Unis können das nicht mehr kaufen. Es geht gar nicht um Ausbau, sondern um ein Ende des Abbaus.

Maria Seißl: Wir haben auch eine Auseinanderentwicklung von Naturwissenschaften und Geisteswissenschaften. Die Preise bei den naturwissenschaftlichen Medien steigen ins Astronomische; das bedeutet, dass irgendwo eingespart werden muss und das geschieht meistens zulasten von Monografien in den Geisteswissenschaften. Das ist auch eine universitätspolitische Frage: Wollen wir Spitzenforschung betreiben und Infrastruktur bieten nur für Naturwissenschaften – dann hungern wir aber gleichzeitig die Geisteswissenschaften aus. Wir sind aber zuständig für Lehre und Forschung der gesamten Universität.

Josef Broukal: Problem ist, dass Unibibliotheken keine eigene, unabhängige Stimme in der Öffentlichkeit haben. Preise steigen ins Astronomische; es gibt keine öffentliche Information darüber. Als Abgeordneter zum Nationalrat kann man in diesem Bereich viele Dinge gar nicht mehr erfragen. Fragen kann man den Minister und dieser verweist auf die Autonomie. Man kann den Rektoren Briefe schreiben, aber diese haben große Rundablagen und wenig Bereitschaft zu antworten. Man kann nicht einmal öffentliche Kontrolle ausüben, weil die gesetzlichen Instrumente dazu fehlen. Wir sind aber dabei, das zu ändern. Universiäten bekommen im Jahr zwei Milliarden Euro Steuergeld – Universitäten werden in Zukunft auf alles antworten müssen, was das Parlament wissen will. Da kann man dann auch mehr Licht auf die schlechte Behandlung der Bibliotheken werfen. Ab 2009 wird es 100 Millionen Euro mehr Geld für die Universitäten geben, da nehm’ ich an, werden auch Bibliotheken ihren Anteil bekommen. Eure Verbündeten müssen die Forscher sein, die sagen:“So geht’s nicht.“

Gerald Leitner: Es muss Bild einer Unibibliothek von Qualität geben, das durch Gesetz festgehalten wird. Wenn ich das auf andere Bibliothekstypen übertrage, so gibt es diese Bilder nicht. Wenn ich das so sehe, haben die wissenschaftlichen Bibliotheken jetzt ein ähnliches Problem bekommen wie die anderen Typen, dass sie durch die Selbständigkeit verschiedene Träger haben. Aber bei öffentlichen Bibliotheken gibt es nicht das Bild, dass es sie geben muss und nach gewissem Standard geben muss. Wenn ich öffentliche Bibliotheken als Bildungseinrichtung ernst nehme, dann vergleiche ich sie mit Schule und da gibt es Standards für Klassengrößen, für die Lehrer, für den Lehrplan und es kann nicht jeder Bürgermeister bestimmen, wie in seinem Ort die Schule ausschaut. Zu den wissenschaftlichen Bibliotheken: Warum überlegt man sich nicht Nationallizenzen und Konsortiallösungen, um bessere Preise zu erreichen? Das wäre eine Vorwärtsstrategie, ebenso wie eine größere Vernetzung, die die Vereinzelung auflöst. Wir haben verschiedene Ministerien und verschiedene Zuständigkeiten, aber es muss gemeinsame Serviceleistungen für das Ganze geben. Das haben wir ja auch in der Bibliotheksinitiative gefordert: Forschungsinstitut, das für Innovation und Vernetzung zuständig ist.

Heike Merschitzka: Manches würden wir uns viel leichter machen, wenn wir gemeinsam vorgehen. In Südtirol gibt es durch den Bibliotheksentwicklungsplan viele gegenseitige Unterstützung. Wenn ich allein an die Systematikdiskussion denke, mit der sich viele abquälen – es muss nicht jeder das Rad erfinden.

Christian Jahl: In einigen Wochen werden die neuen PISA-Ergebnisse präsentiert werden.

Das Kulturmonitoring des IFES im Auftrag des Unterrichtsministeriums hat festgestellt, dass 18% der Bevölkerung keine Bücher lesen, dass 16% maximal zwei Bücher lesen, es gibt einen Wandel der Distribution von Musik, Filmen, Texten, es gibt life long learning als Gebot der Stunde – was sind vor diesen Hintergrund die größten Herausforderungen für die Bibliotheken und in welchen Bereichen sollte Politik aktiv werden?

Maria Seissl: Größte Herausforderung ist die rasante technische Entwicklung, sodass z.B. der Bibliothekenverbund immer hinten nachhinkt; Suchgewohnheiten ändern sich rapide. Man müsste die Finanzierung erhöhen, damit solche Entwicklungen aufgenommen werden können. Wenn wir nicht Infrastrukturen schaffen für Bildung und Forschung, heißt das, dass auch Forschung und Bildung hinten nachhinkt.

Gerald Leitner: Mein Angst ist, dass sich auch die Diskussion nicht ändern wird. Wie das desaströse PISA-Ergebnis gekommen ist, hat die damalige Ministerin Gehrer gesagt, man kann doch nicht alles der Schule umhängen. Bin im Prinzip auch dieser Meinung, aber dann hat sich doch wieder alles auf die Schule konzentriert. Man muss Netz schaffen rund um die Schule und für die Eltern. Bei PISA sind Schüler auch nach dem Buchbestand im Elternhaus gefragt worden; über 20% haben angegeben, dass es nicht mehr als 5 Bücher im Elternhaus gibt. Wenn einem das klar ist, muss öffentliche Hand für diese Menschen ein Netz aufbauen.

Es ist Südtirol angesprochen worden, das war in den 70er Jahren noch ein bibliothekarisches Entwicklungsland. Mittlerweile ist Südtirol europäisch ein Musterland, weil es den politischen Willen zur Veränderung gegeben hat. Auch die PISA-Ergebnisse haben dort Vorzeigecharakter.

Michael Ludwig: Auch ich glaube, dass es wichtig ist, die Bibliotheken zu vernetzen; wohl wissend, dass es starke regionale Unterschiede gibt. Die enge Zusammenarbeit unterschiedlicher Institutionen kann aber neue Zielgruppen erschließen. Wir haben in Wien das Modell der Häuser der Begegnung, wo Volkshochschulen, Büchereien und Veranstaltungsstätten in denselben Gebäuden untergebracht sind, die aber oft ein Leben nebeneinander führen. Besucher dieser Einrichtungen sollten z.B. auch den Weg in die Bücherei finden, um zur Veranstaltung passende Literatur zu benützen. Im Bereich der Aus- und Weiterbildung der BibliothekarInnen gehören Standards gesetzt, gerade im Bereich der Lese- und Medienpädagogik und im Heranführen neuer Zielgruppen wäre da sehr viel möglich. Zusammenarbeit der Bildungsinstitutionen könnte den Zugang zu den neuen Zielgruppen auch gestalten könnte.

Heike Merschitzka: In Linz gab es jetzt Einführung eines neuen Aktivpasses; bis zu Einkommen von 1000 Euro bekommt man die Bibliotheksmitgliedschaft ermäßigt. Fast 80% unserer KundInnen haben diesen Aktivpass. Das ist für mich eine Kennzahl, wie die Benutzerstruktur ausschaut und ich vermute, anderswo ist das ähnlich. Ich verstehe öffentliche Bücherei als Einrichtung, Medien für Menschen niederschwellig und barrierefrei bereitzustellen. In Leseerziehung für Kinder ist Bibliothek enorm wichtig; kann auch spielerisch Anreize bieten (z.B. Bett in Kinderbücherei). Dritter Punkt: Alphabetisierung. Wer tut schon was dagegen? Das ist Herausforderung für Erwachsenenbildung und Bücherei.

Josef Broukal: Es gibt schon ein erstes Detailkonzept für die neue Mittelschule. Da wird die Schule beschrieben, wohin meine Kinder gehen. Das ist eine nicht mit Steuergeld finanzierte Montessori-Schule, wo Kinder zur Selbständigkeit erzogen werden. Eine Schule, in der es Spiel, Sport, Spaß, Theater, Kultur, Werken und Lesen gibt. Daher steht in diesem Konzept auch der Ausbau der Bibliotheken in den Schulen groß drinnen. Empfehle allen, das auf der Homepage des Unterrichtsministeriums zu lesen. In nächster Zeit wird in den Modellschulen einiges ausgebaut werden – Eltern von Kindern in anderen Schulen werden bereits nervös und fragen: „Warum gibt es das in unserer Schule nicht?“ Derselbe Effekt könnte auch für Bibliotheken erzielt werden. Ich bin immer wieder erstaunt, dass es doch einen Unterschied macht, wer an der Regierung ist und dass es Dinge gibt, die passieren, weil man sich vornimmt, sie passieren zu lassen. Wenn man beständig arbeitet und sich Verbündete und Partner sucht, die das mittragen, gibt es eine Kraft des Guten, der das Böse nicht widerstehen kann und die ist besonders stark dort, wo man Dinge tut, die ein jeder gerne haben will und nicht nur einige.

Christian Jahl: Ihr/Sie seid nun aufgefordert, Fragen an das Podium zu richten.

Elisabeth Dietrich-Schulz (Parlamentsbibliothek): Wir gehören zu den kleinsten Parlamentsbibliotheken, die es gibt – es gab einen statistischen Vergleich 2000; an der Spitze liegt Finnland, dann Belgien, Schweden – ganz unten treffen sich Österreich und Irland, im Mittelfeld die Bibliothek des Europaparlaments, des House of Commons und der Deutsche Bundestag. Die Bundestagsbibliothek hat 80, die österreichische Parlamentsbibliothek hat 

11 Mitarbeiter. Brauchen wir ein Bibliotheksgesetz: Ja. Ich bin in Bibliothek gegangen, weil sich damals Herta Firnberg darum gekümmert hat und habe sehr gelitten, wie das UG immer weiter hinuntergegangen ist. In Österreich gibt es nur eine Parlamentsbibliothek; ich bin für Vernetzung, 2006 hat man mich als Koordinatorin für die europäischen Parlamentsbibliotheken gewählt. Ich habe die Bibliothek 1992 übernommen und war bis 2003 der Meinung, dass wir nicht infrage gestellt sind. Ich habe erlebt, wie sich das plötzlich nach der Präsidentschaft Fischers geändert hat, sogar der Name der Parlamentsbibliothek war plötzlich infragegestellt, man hat Raumbedarf gehabt, die Bibliothek sollte Dr.Karl Renner-Bibliothek heißen. Bei Bibliotheksgesetz soll man nicht zwischen einzelnen Gruppen unterscheiden, denn gemeinsam ist man stärker.

Helmut Hartmann (Kooperation E-Medien Östereich): Ich muss leider Ihre Meinung korrigieren, lieber Herr Broukal, dass ein Rektor nie seine Bücher verkaufen würde. Nachdem das UG 2002 in Kraft war, hat Grazer Rektor, der aus der Wirtschaft kam, versucht, die Sondersammlung der Unibibliothek mit 1000 Jahre alten Handschriften, Inkunabeln etc. als Sicherheit für einen Kredit einzusetzen. Kaum war das UG implementiert, haben die Rektoren der steirischen Universitäten öffentlich laut nachgedacht, ihre Bibliotheken in eine GmbH auszugliedern. Als ein Kollege in einer Versammlung den Rektor darauf angesprochen hatte, wurde er auf rüdeste Weise abgekanzelt 

mit der Bemerkung aus irgendwelchen Rücksichten traditioneller Art läßt er sich in seinen wirtschaftlichen Überlegungen nicht stören. 

Biotechnologiezentrum der Uni Graz wurde eröffnet, in dem eine Fachbibliothek vorgesehen war. Als die Planung in die Endphase kam, war auf einmal kein Geld mehr vorhanden. Raumbedarf wurde von der Wissenschaft angemeldet und es gibt jetzt ein Abstellkammerl mit 100 bis 200 Büchern und die Fachbibliothek gibt es nicht mehr. Sind wir also nicht so optimisisch, dass die Universitäten ihre Bibliotheken für unverzichtbar halten. Ich kann nur unterstützen, was Maria Seißl gesagt hat, die Universitätsbibliothekn sollten auch im Universitätsgesetz verankert sein.

Christian Jahl: Ketzerische Frage an Josef Broukal: Was spricht dagegen, dass Unibibliotheken im UG stehen?

Josef Broukal: Ich halte es einfach für unwichtig. Wichtig ist, dass sie Geld bekommen.

Alfred Böhm (Büchereien der Wiener Linien): Ich höre die ganze Zeit von öffentlichen Büchereien, von Universitätsbibliotheken, aber nicht von Betriebsbüchereien. Unser Förderer ist der ÖGB – was ist, wenn dieser einmal nicht mehr kann? Aus den Arbeiterbüchereien sind immerhin die Städtischen Büchereien entstanden; sollte man da nicht mehr auf die Betriebsbüchereien Rücksicht nehmen?

Gerald Leitner: Betriebsbüchereien gehören zu den öffentlichen Bibliotheken; nicht nur in der Statistik des Büchereiverbandes, auch im Bibliotheksprogramm der SPÖ sind diese unter den Bibliotheken des ÖGB und der AK abgebildet, wenn auch nicht expressis verbis. Aber ich gebe Dir vollkommen recht: Wir müssen etwas für Euch tun und werden nicht darauf vergessen. Das ist unser ureigenstes Interesse, dass wir das machen.

Werner Schöggl (an der Pädagogischen Hochschule Wien für Lesen und Schulbibliotheken zuständig): Ich gehöre zu der Gruppe von Menschen in Österreich, die die PISA-Ergebnisse herbeisehnen, weil es dann wieder Initiative fürs Lesen und die Bibliotheken geben kann. Wir hoffen, dass wir diesmal hinter Deutschland landen, weil das dann noch mehr Geld bringen würde. Tragischer als die PISA-Ergebnisse  halte ich aber die PIRLS-Ergebnisse (Progress in International Reading Literacy Study – zehnjährige Studie), die am 28.November veröffentlicht werden. Diese Ergebnisse sind genauso geheim wie PISA, aber seit die Kronen-Zeitung weiß, dass wir noch schlechter sind, darf man es sagen. Die PIRLS-Ergebnisse, da müssten eigentlich die Lesemaßnahmen schon gegriffen haben, machen ziemlich betroffen. Ich möchte einen Gedanken darauf wenden, womit Kinder ihre ersten Leseerfahrungen machen, das sind die Schulbücher, die sind sehr teuer und da wird viel Geld dafür aufgewendet, aber sie sind für Kinder nicht wirklich lesbar. Die Texte sind für uns interessant, aber für 10jährige zum Grossteil unverständlich; daher sollte Schulbuchaktion völlig überdacht werden, eine Vielfalt von Materialien in die Schulbibliothek gebracht werden. Unter Lesen wird oft ein literarischer Text verstanden, bei Kindern das Jugendbuch; damit werden viele vom Lesen ausgeschlossen. Textbegriff  muss erweitert werden, auch 

E-mails werden gelesen. Eine Bitte habe ich an die Stadt Wien. In Wien gibt es 100 Hauptschulen und es gibt das quasi-Verbot, dort in den Schulbibliotheken Computeranschluss mit Internet zu haben. Seit 10 Jahren kämpfen wir, fragen wir, es ist unmöglich. Es ist auch nicht möglich, dass Eltern allein mit Schülern in der Bibliothek sein können, um dort ein Programm zu machen. Da müsste sich Schule öffnen, in den AHS ist das kein Problem.

Michael Ludwig: Vielleicht können wir im Anschluss noch im Detail reden, weil das mit den nicht vorhandenen Internet-Anschlüssen in den Wiener Volksschulen kann ich mir deshalb so schwer vorstellen, weil wir ein breites Bildungsnetz aufgebaut haben und wir haben alle Grundschulen sehr umfassend ausstatten können. Was den Zutritt der Eltern zu den Schulbibliotheken betrifft, hast Du recht, aber es hängt damit zusammen, dass man auch aus guten Gründen  schulfremden Personen während des Unterrichtes Zugang erschwert. Aber insgesamt kämpfen wir für mehr Öffnung, auch für Veranstaltungen; meines Wissens gibt es da schon einen Arbeitskreis bei Vizebürgermeisterin Laska. 

Heinz Buchmüller: Das stimmt, was Kollege Schöggl gesagt hat, es gibt keinen Internet-Anschluss in Schulbibliotheken. Es hat Fälle gegeben, wo die Schulbibliothek in einen anderen Raum gekommen ist, wo ein Internet-Anschluss vorhanden war und einige Tage später war der Anschluss weg. Ich habe das vor einem Jahr schon gegenüber einer Wiener Gemeinderätin zur Sprache gebracht, die gemeint hat, der Sache nachgehen zu wollen, aber es ist bis jetzt nichts geschehen. (Engstirnige Regelung in Pflichtschulen, dass nur in Computerlernraum, aber nicht in Schulbibliothek Internetanschluss vorhanden sein darf.)

Michael Ludwig: Ich werde mich erkundigen und werde das übermitteln.

Riki Rittberg (Büchereien Wien): Ich möchte auf einen Satz zurückkommen, der vorher gesagt worden ist über die Zusammenarbeit verschiedener Bildungsinstitutionen und die Erschließung neuer Lesergruppen, bzw. dass man sie überhaupt erst zu Leserinnen und Lesern macht. So löblich diese Versuche mit der neuen Mittelschule für viele Kinder sind: Wenn das mit 10 Jahren beginnt, kommt das zu spät. Da ist der Unterschied zwischen Kindern, die gefördert wurden und jenen, die gar nicht wissen, was Förderung sein kann, schon ziemlich groß. Die Zeit zwischen dem 10.Lebensjahr und der Pubertät ist ziemlich kurz, um etwas aufzuholen. Es müsste vieles im Zeitraum des Volksschulalters unternommen worden. Ich möchte auf den Vorschlag zurückkommen, der rasch verlacht und vergessen wurde, den Gusenbauer-Vorschlag, dass sich Studentinnen und Studenten der Kinder annehmen, möglichst individuell. Das hat integrative und fördernde Wirkung. Das kann man wahrscheinlich nicht österreichweit machen, aber warum können nicht bestimmte Universitätsinstitute mit LehramtsstudentInnen auf freiwilliger Basis damit anfangen und auch mit Bibliotheken zusammenarbeiten?

Christian Jahl: Gibt es noch Wortmeldungen im Publikum? Wenn nicht, eröffne ich die Abschlussrunde mit der konkreten Frage an unsere politischen Freunde: Was werdet Ihr als nächstes für die Bibliotheken tun?

Josef Broukal: Ich werde dem Erwin Niederwieser erzählen, dass Euer Programm lebt. Wenn jetzt Bildungsministerium beginnt, Regierungsprogramm (Entwicklungskonzept für Bibliotheken) umzusetzen, dann müsst Ihr Euch einmengen und sagen, da gibt es ein Ziel und das ist nicht ein bisschen etwas, sondern eine neue Qualität. Ich bin ja heute abends nur in Vertretung von Erwin Niederwieser da und werde ihm berichten, aber vielleicht könnt Ihr auch die Ministerin Schmied becircen, um einen großen und nicht nur kleinen Fortschritt zu erzielen. Große Fortschritte schauen in der Koalition mit der ÖVP so aus, dass immer zu wenig Geld für alles da ist, aber dass man der ÖVP immerhin ein schlechtes Gewissen machen kann, dass sie mittelfristigen Programmen nicht abgeneigt ist. Also man sagt nicht: „Alles soll besser werden, wo ist das Geld dazu?“, sondern man sagt: „Nächstes Jahr 10%, übernächstes Jahr 10%“ – man vereinbart solche Stufenpläne und das funktioniert dann auch. Und irgendwann gibt es vielleicht eine Regierung, bei der die ÖVP nicht dabei ist und wo es dann flotter gehen wird.

Heimo Gruber (Büchereien Wien): ad hoc zur Einladung. Wir wollten ursprünglich alle drei Bereichssprecher einladen: Dich (Josef Broukal) neben (und nicht in Vertetung von) Erwin Niederwieser und als Wissenschaftssprecher in Kompetenzverantwortung für die Universitätsbibliotheken – soll das jetzt auch der Erwin Niederwieser übernehmen?

Josef Broukal: Ich bin skeptisch, ob die Universitätsbibliotheken im UG stehen sollen; sie sollen mehr Geld bekommen.

Michael Ludwig: Der unmittelbar nächste Schritt wird sein, dass wir eine Veranstaltung mit Claudia Schmied machen, die Erwachsenenbildungskommission gemeinsam mit KRIBIBI und dem Renner-Institut, wo wir ihr diese Punkte näherbringen wollen. Wir wollen das in dieser Breite machen, um zu demonstrieren, das ist nicht nur ein Anliegen der Bibliothekarinnen und Bibliothekare, sondern ein politisches Anliegen, das von der Bevölkerung und einem Teil der Partei getragen wird. Ich möchte versuchen, in dieser Frage auch stärkeres parteiinternes Lobbying zu machen und in meiner neuen Funktion habe ich mir vorgenommen, Modelle zu entwickeln, wo wir Bibliotheken und Erwachsenenbildungseinrichtungen stärker zusammenführen, um auch experimentell auszuprobieren, welche Möglichkeiten es gibt, welche Synergieeffekte zu nutzen sind, welchen finanziellen und organisatorischen Rahmen man braucht, denn das erfordert ja auch in unserer eigenen Verwaltung eine Umstrukturierung, um zu schauen, ob das auch von den MitarbeiterInnen getragen wird. Das kann nur funktionieren, wenn es ein ressortübergreifendes Miteinander gibt. In Wien ist Grete Laska dafür offen, ich bin als Stadtrat auch für die Amtshäuser zuständig und auch Vorsitzender der Volkshochschulen; von daher gibt es eine gute persönliche und politische Konstellation.

Christian Jahl: Kann Heike Merschitzka kurz erklären, wie es in Linz mit der Vernetzung läuft?

Heike Merschitzka: In dem seit zwei Jahren laufenden Organisationsprozess zwischen Volkshochschule und Stadtbibliothek haben sich Sachbereiche gebildet; z.B. Natur und Technik – entsprechende Medien für Volkshochschulkurse werden in der Bibliothek bereitgestellt; umgekehrt könnte die Volkshochschule aus den meistentlehnten Medien der Bibliothek Trend erkennen und Kurs anbieten und Erfahrungen austauschen, auch in umstrittenen Bereichen wie Esoterik. Gruppen sind keine Organisationseinheiten des Magistrates, sondern vorerst informelle Gruppen.

Ulrike Retschitzegger (Bildungsberatung): Ich arbeite im Lernzentrum des Wissensturmes und bin dazu übergegangen, Bildungsberatungen in die nebengelegene Bücherei zu verlegen, es ist dort gemütlicher und es ist mir gelungen, dass die Menschen dann tatsächlich mit Büchern heimgehen.

Christian Jahl: Frage an Maria Seißl. Wenn wir in fünf Jahren wieder zusammensitzen, was erwartest Du Dir, dass sich bibliothekspolitisch getan haben wird?

Maria Seißl: Ich möchte in fünf Jahren auf gemeinsame Veranstaltungen zurückblicken können, wir planen ja den ersten gemeinsamen Bibliothekartag in Linz mit öffentlichen und wissenschaftlichen Bibliotheken. Ich möchte weiters zurückblicken können auf eine fundierte Finanzierung von Gemeinschaftsunternehmungen: gemeinsamer Bibliothekenverbund oder Servicierung von Verbünden; ich möchte zurückblicken können auf den Ausbau der digitalen Bibliotheken, auf die Lösung der Frage der Langzeitarchivierung. Alles das hat mit Geld zu tun, das heißt ich wünsche mir eine bessere Finanzierung und dass wir zurückblicken können auf das Jahr 2009, wo ja diese Finanzierung kommen wird (ironischer Ton nur akustisch zu hören).

Christian Jahl: Es sind gemeinsame Aktivitäten mit Ministerin Schmied angesprochen worden – was hast Du dazu zu sagen? 

Gerald Leitner: Als erstes, dass ich sehr froh bin, dass Claudia Schmied diesen Job macht. Wir haben ein erstes Gespräch mit ihr gehabt, dass ich qualitativ und substantiell sehr verschieden gefunden habe im Vergleich mit den Gesprächen mit ihrer Vorgängerin. Sie hat sehr schnell verstanden, wo die Knackpunkte sind und wo sie sehr glaubhaft versichert hat, dass sie etwas tun will. Sie hat nicht versprochen, dass sie ein Bibliotheksgesetz durchbringen wird, aber sie hat glaubhaft gemacht, dass sie mit sehr viel Energie dahinter sein wird. Wenn man die Energie betrachtet, mit der sie im Schulbereich dahinter war, lässt das - es ist ein seltsamer Konsens, aber für uns kein schlechter Konsens - Hoffnung aufkeimen. Ich glaube, dass man sie dabei nicht alleinlassen kann, sondern unterstützen  muss und ich bin sehr froh, dass wir da viele Verbündete haben. Wir müssen alles daransetzen, dass wir dieses Thema besetzen. Wir haben in letzter Zeit versucht, das in die Medien zu bringen, von der Kronen-Zeitung über Kurier bis Standard waren große Artikel, die über die Notwendigkeit einer Verbesserung des Bibliothekswesens geschrieben haben; wir müssen das über Medien und Politik betreiben – mag sein, dass wir kein Bibliotheksgesetz, aber eine substantielle Änderung erreichen.

Christian Jahl: Das war ein hoffnungsvolles inhaltliches Schlusswort. Ich bedanke mich bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern am Podium und im Publikum für die Geduld und für die aktive Beteiligung.                           

